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wv 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

über die Anwendung unmittelbaren Zwangs 

GI.Nr. 2012.18 

Erlass des Innenministeriums 
vom 3, Dezember 2000 - IV 411 - 14.48 -

Nach§ 260 des Landesverwaltungsgesetzes - LVwG -
i.d.F: der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 (GVOBI. 
Schl.-H, S. '243), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

· j. Dezember 1999 (GVOBI. Schl.-H. S. 468), bestim
me ich: 

1. 
Allgemeine Vorschriften über den 

· unmrttelbareri Zwang 

Zu§-250 

1 Zu Absatz 1 

1.1 Die'§§ 250 bis 261 LVwG gelten über die Gefah
renabwehr hinaus auch für· andere TätigkeitsbereF 
eile· der Polizei, insbeso·ndere für' polizeilichEfMaß
nahmen zur 'Verfolgung von Straftaten und Ord
nungswidrigkeiten (z.R ·J(,lstizverwaltungsakte ge-~ 
mäß § 23 EG GVG), soweit das hierfür geltende 
R,echt keine besonderen Regelungen über unmittel
baren Zwang enthält. 

Die Befugnis, im Strafverfahrens- und im Ordnungs
widrigkeitenrecht bestimmte Maßnahmen · (z.B. 

, §§ 81 a, 94, 98, 102, 1 Q3; 1·27 StPO) auch gegen · 
den Willen der oder des Betroffenen durchzuführen, 
umfasst dabei gleichzeitig das Recht, diese mit un
mittelbarem Z~ang durchzusetzen: 

1.2. Es ist zu beachten, dass die Verfahrensvorschrif-, 
. ten des 2. Teils des III. Abschnitts des LVwG (z.B. 
§§ 200, 203; 205, 207, 209, 21·1, 2'14 und 215) für 
eine Reihe ·von besonderen Fällen der Anwendung 
unmittelbaren Zwangs Formvorschriften und 
Schutzbestimm-ung~n -für die. Betroffenen enthalten. 

Der Hinweis auf die Qbrigen Vorschrifte.n dieses 
Gesetzes gilt vor aliem fur dieALisübung des pflicht
gemäßen E::rmessens, insbesondere hinsichtlich der. 
Verhältnismaßigkeit der Mittel_(§ 73 LVwG). 

2 Zu Absatz 2 

2.1 Zivil- und strafrechtliche Vors·chriften über Not
wehr und Notstand sind ;,Jederma~nrechte,, ~nd 
be_gründen ·keine_ polizeilit2hen· Bef_ugnisse. Durch 
die Vorschrift wird klargestellt, dass Maßnahmen, 
die die Befugnissf:) nach diesem Gesetz überschrei
ten, nach den zivil- und strafrechtlichen Vorschriften· 
über NötwE:Jhr und Notstand dennoch gerechtfertigt 
oder entschuldigt sein können. 

2.2 In Notwehr- und Notstandsfällen darf sich die oder 
der Angegriffene at.isnahmswelse nicht nur der Hilfs
mittel der körperlichen Gewalt ode·r der dienstlichen 
Waffen bedienen, sondern auch andere Abwehrmit0 

tel einsetzen, die sie oder er zur Hand hat. · 

7> . 
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· Dabei ist in besonderer Weise der Grundsatz der 
Erforderlichkeit, der das am wenigsten schädliche 
oder gefährliche Mittel zur Abwehr des Angriffs ein
schließt, zu beachten. 

Zu§ 251 

1 Zu Absatz 1 . 

1.1 Die Formen des unmittelbaren Zwangs sind ab- · 
schließend aufgeführt. 

. i .2 . Unmitteibarer Zwang liegt 'im Gegensatz zur Er
satzvornahme. vor, wenn die Behorde durch ihre 
Tätigkeit den,Pflichtigeti zu einem weiteren eigenen 
Verhalten; insbesondere zu einer unvertretbaren 
Handlung, Duldung oder Unterlassung zwingen will·. 
(z.B. Einsatz von Wasserwerfern zur Durchsetzung , 
einer der Auflösungsverfügung einer Versammlung' 
folgenden Platzverweisung,· Öffnen einer ·Kfz-Tür, 
um den Fahrer einer Blutprobe zuzuführen). 

.. 
2 Zu Absatz 2 

2.'1 Unmittelbare körperliche Einwirkung auf Perso
nen kann z.B. das Handauflegen, das Ab„drängen, 
das Wegt_ragen oder das Wegführen einer Pe_rson 
sein. 

. 2.2 Auf Sachen wird unmittelbar körperlich eingewirkt 
z.B. durch das· Einschlagen von Fensterscheibe_n 
oder bei dem Eintreten einer Tür; evtl. auth schon 
durch das Wegtragen einer Sache. 

3 Zu Absatz 3 "-·' ,, 

3.1 Die Aufzählung ist beispielhaft und nennt Hilfsmit
. tel, mit denen ·die Polizei dienstlich ausgerüstet wird. 
.Auch weitere Gegenst~nde; wie Nachschlüssel oder 
Brechstangen kÖnr]en fr, Ermangelung dienstlich zur 

. Verfügung gestellter Hilfsmittel in Betracht kom_men .. 

Alle Hilfsmittel der körperlichen Gewalt dürfen nür 
·. verw~ndet 'werden, -:wenn ihre Wirkung rn einem 
-angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Er-
folg steht. · 

3.2 Wegen der Anwendung von Fesseln vergleiche 
Nummer 2 zu § 255., 

3.3 Der Einsatz von. Wasserwerfern und Wasserar
maturen. kommt insbesondere ·in Betracht, wenn . 
eine unfriedliche ·Menschenmenge äufgelöst ·~er
den soll oder Gewalttätigkeiten aus der Menge her
aus unterbunden werden sollen und weniger beein
trächtigende Maßnahmen keinen Erfolg verspre-

.. chen. · · 

3.4 Als 'technische. Sperren zum Absperren von 
Straßen, Plätzen oder anderf:)n Geländeteilen sowie 
von Wasserstraßen oder Wasserflächen kommen 
z.B. Seile, Draht, Sper.rgitter, ,,Flatterband", spani~ 
sehe Reiter, Verkehrsleitkegel, Dienstfahrzeuge, _ 
Wasserfahrzeuge, Nagelmatten oder -gurte, Bojen 
_oder Netze in Betracht. 
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3.5 Diensthunde müssen_ für ihre Verwendung be
sonders ausgebildet sein. · Sie dürfen nur von als 
Diensthundeführerin oder Diensth.undeführer aus
gebifdeten Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizei
vollzugsbeamten eingesetzt werden. 

3.6 Dienstlich zugelassene Heizstoffe dürfen nur ge
braucht werden, wenn der Einsat:;;: körperlicher Ge
walt oder anderer Hilfsmittel keinen Erfolg verspricht 
und wenn durch den Einsatz dieser Stoffe di.e An
wendung von Waffen vermieden werden kann. Zu 
sfom Gebrauch von Reizstoffen gehört auch die 
Verwendung von Reizstoffwurfkörpern und von 
·Re_izstoffpatmnen. · · · 

In geschlossenen Räumen - ausgenommen in Fäl
len der Notwehr und des Notstandes - dürfen Reiz
stoffwt/rfkörper _und -patronen nur gegen Personen 
gebraucht werden, die sic;:h gegen. eine Eingriffs-

. mpßnahme gewaltsam, insbesondere- mit Waffen,· 
zur Wehr setzen. 

3.7 Sprengmittel sind zur Verwendung als-Spreng
stoffe 1m Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 1 des SprengG 
bestimmte_ 'Materialien. ~ 

Sprengmfttel richten sich bereits dann gegen Perso
nen, wenn koj1krete Anhpltsp_unkte für die unmi_ttel
bare Gefahr vorliegen, dass durch ihren Einsatz auf 
diese Personen unmittelbar.erheblich körperlich.ein-
gewirkt wird.. . 

Zur_ Ablenkung von _Störern bestimmte pyrotechni
sche. Mittel (lrritationsmittel) sind keine Sprengmittel 
im Sinne des LVwG. .. . 

-
3.8 In besonderen Polizeidienstv.orschriften und Er-

lassen 'getroffene· Regelungen bleiben unber.ühf1. 

4 Zu Absatz" 4 
·• ·' • • "I • ' •• . 

· ,. 4.1 Es dürfen nur dienstlich beschaffte Waffen und 
Munition eingesetzt werden, die Einzelnen. zugewie
sen sind. . . . 

Die Entsc_heidurig über Ausnahhl_eregelungen be0 

hält sich die oberste Landesbehörde vor. · 

Die Aufzählung der zugelassenen Waffen ist ab
schließend. 

· Der Mehrzweckeinsatzstock giltals Schlagstock; die. 
Mehrzweckpistole und die Signalpistole je nach 
Zweckbestimmung als Pistole oder als Hilfsmittel · 
der körperl1ch.en Gewalt. . 

. AÜf Numme'r 2.2 ZU § 250 °Äbs. 2 wird verwiesen. 

4.2 Schläge· mit Schlagstöcken sollen möglichst ge-' 
gen Arme oder Beine gerichtet werden. . 

Der Mehrzweckeinsatzstock darf nur von in der 
Handhabung besonders ausgebildeten Beamtinnen 

______ ur:ic;f_ßea.,mtM §ing~sE3_tzt_ werden, _[)ie Kenntnisse. 
sind durch· ständige Fortbildungsmaßnahmen zu 
vertiefen und zu erweitern. · 

4.3 Die Voraussetzungen für den Gebrauch von 
Schusswaffen sind in den §§ 256 ff. L VwG geregelt. 

Zu§ 252 

1 Zu A9satz 2 

1.1 Nummer 1 

Wer Polizeivollzugsbeamtin oder Polizeivollzugsbe
amter ist, ergibt sich aus§ 199 LBG; im Übrigen wird 
-auf§ 12 Abs.·2 und 3 POG verwiesen. 

1.2 Nummer2 

Das Verfahren über die Errnächt,igung bzw. Best'ei
lung von_ Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeam
ten, die nicht Polizeibeamtinnen oder Polizeibeamte 
sind, ist durch besorideren Erlass geregelt. · 

Zu§ 253 

1 Zu Absatz 1 

1.1 Die Vorschrift ist eine Sonderregelung gegenüber 
·§ 68 L.BG'. Die Verpflichtung, die Anordnung zu 

. befolgen, wird nur eingeschränkt durch Absatz 1 
Satz 2 _und Absatz 2. Bedenkeri m~gen die Zweck
mäßigkeit der An0rdnung berühren die Gehorsams-
·pflichi nicht · 

1.2. Vor B~ginn ~ines Einsatzes _sind die PolizeiVoll- . 
zugsbeamtinneri und Polizeivollzugsbeamten über 
die sie betreffenqen Weisun·gsverhältnjsse zu unter-
richlen: · · ·· 

Insbesondere muss jeder eingesetzten Polizeivoll
zugsbeaniti_n und jedem eingesetzten . Polizeivoll- . 
iugsb"$amten bekannt sein, wer den Einsatz führt, · 
wer Stellvertreterin . oder Stellvertreter . oder wer 
sonst ihr oder ihm gegenüber zu·Weisungen befugt. 
ist. Ein Wechsel der Weisungsverhältnisse,ist jeder . 
eingesetztßri.P.olizeivdlzugsbeamtin und jedem ein
gesetzten Polizeivollzugsb.eamten unverzüglich be- , 
kannt zu geben. · 

1.3 Bei einem E.insatz von mehreren Polizeivollzugs
beamtinnen und Polizeivollzugsbeamten isfdie Po
lizeiführerin oder der Polizeiführer befugt, unmittel
baren'.Zwang anzuordnen, einzuschränken oder zu• 
untersagen. 

·1st eine Einsatzleiterin oder ein Einsatzleiter vor Ort. 
nicht bestimmt oder fällt sie oder. er aus, ohne dass 
eine Vertreterin oder ein Vertreter bestellt ist, so tritt 
die oder. der . dienstranghöchste, bei gleichem 

_ Dienstrang die rangältere anwesende Polizeivoll
zugsbeamtin oder der (angältere anwesende Polis 
zeivollzugsbeamte an ihre oder seine Stelle. Stehen 
mehrere Polizeivolfzugsbeamtinnen. oder. Pofizei
vollzugsbeämteim Dienstrang und im Dienstrangal-. 
ter gleich, ist das Dienstalter und danacb das Le
bensalter entscheidend. Ist nicht sofort feststellbar, 
wer das ist, darf jede oder jeder_ der· hiernach in 
Betracht kommenden Beamtinnen und Beamten die 
Führung zunächst übernehmen. Die Übernahme 
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der Führung ist allen am Einsatz beteiligten Polizei
vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten 
bekanntzügeben. 

1.4 Das Recht von Vorgesetzten, unmittelbaren 
Zwang auch im Rahmen der Aufsicht gegenüber 
nachgeordneten Dienststell_en bzw. Polizeiführerin
nen oder Polizeiführern anzuordnen, einzuschrän-

. ken oder zu untersagen, bleibt unberührt .. 

Hinsichtlich • der Anordnung des. unmi_ttelbaren 
Zwanges durch die Stä~tsanwaltschaft sind die Ge

. meinsamen Richtlinien der JUstizminister/-senatci
ren und lnnenminister/-senatoren des Bundes und 

... der_Länder_übecdie~Aowendung ... unmittelbaren 
Zwanges durch ·Polizeibeamte auf.Anordnung des 
Staatsanwaltes zu·beachten. · 

. ' 

1.5 Qie. Anwendung unmittelbaren Zvyanges. ein
schließlich des Gebrauches von Schusswaffen darf 
grundsätzlich nur an_ Ort und Stelle angeordnet wer
den. Befindet sich die Polizeiführerin oder der Poli
zeiführer nicht am Ort des Vollzuges, so darf sie oder 
er ummittelbaren Zwang nur anordn_en, wenn sie 
oder er sich eirrso genaues Bilp von den am Ort des· 
Vollzuges herrsc.henden Verhältnissen verschafft. 
hat, qas:s ein Irrtum überdie Voraussetzungen der· 

,Anwendung unmittelbaren Zvyanges nicht zu be-
fürchten ist; .· . . 

· 1.6 Bei Einsätzen,· die von einer zer:itralen Befehls-
.. stelle geführt werden, ordnefdie Polizeiführerin oder 

der· Poiizeifoh}er'fm'Raii-met1·cier Äuttragstäkt'ik ·a:ri, · 
unter welchen Voraus?etzµngen und gegebenen-· · 

·falls. Einschränkungen der Schusswaffengebrauch i. 

zug.elassen lst · · 

f 7. Ändern sich zwischen der Anordnung und ·der . 
Ausführurig die tatsächlichen Verhältnisse"und'k9nn 
die Polizeiführerin oder der Polizeiführer vor der 

. Ausführung 'nicht menr" verständigt weraeri, so ent-. 
· scheidet die am Ort führende Pölizeivollzugsbeam~ 

tin odE;,r der am Ort führende Poliz9lvoiizugsbeamte 
über dle Anwendung ur:imittelbaren Zwanges oder 
den ·Gebrauch von Schussw?ffen. Die Polizeiführe
rin oder der Polizeiführer ist unverzüglich hierüber. 
zu verständigen. . 

Zu§ 254 

1 Die Verpflichtung, Verletzte·n Beistand zu leist9n 
· und_ ärztliche Hilfe zu ver~chaft'en, wird· regelmäßig 
vordringlicher als. die• Beweissichen.mg sein Und geht 
dann auch· Berichtspflichten vor. · · 

2 Ist jemand durch Anwendung unmittelbaren Zwan
ges oder durch sonstige Gewaltanwendung getötet 
oder ·erheblich verletzt worden, so sind am Ort des · 
Vorfalls auch aus Beweissicherungs- und Doku
mentationsgründen keine Veränderungen vorzu- · 
nehmen. Sind diese dennoch erforqerlich, ist eine 
Dokumentation besonders wichtig. · · 

Nach Vorliegen ~ines solchen Ereignisses ist dies 
de,r zuständigen Polizeidienststelle unverzüglich 
mitzuteilen. 

Wurde ein Mensch getötet, ist vor dem Vorfall sofort 
die zuständige . Staatsanwaltschaft, hilfsweise das 
nächste· Amtsgericht(§ 1.59 StPO) zu benachrichti
gen. 

Im übrigen gelten· die Bestimmungen über die Mel-
dung wichtiger Ereignisse. · · 

II. 
Einsatz und Anwendung von Fesseln 

· und Waffen , 

Zu§ 255 

1 Der Begriff "festgehalten„ bedeutet, dass der Fall 
einer Freiheitsentziehung im Sinne von Artikel 104 
Abs. 2 GG vorliegt. · 

2 Bei der Fesselung darf es zu· keiner erniedrigenden 
13ehandlung kommen. F·ür die Fesselung sollen.die 

· hierfür vorgesehenen ''urid dienstlfch beschafften 
Hilfsmittel der körperlichen_ Gewalt ver.wendet wer~ 
.den. 

Sind diese nicht vorhanden oder reichen sie nicht 
• aus, sind andere Maßnahmen zu treffen, die eine · 
ähnliche B'ehinderurig wie Fesseln gewE\hrleisten. 

Es ist darauf zu ächten, dass gesu~dheitliche Schä
den nicht eintreieni 

Für di~ Art und W~ise der Fesselung wird Eiuf den. 
LF 371 hinge"'{iE?_sen. : · · 

Für. Ur:itersuchungshäftlinge ist die Vors:chrift des 
§ 119 Abs. 5 StPO zu beachte·n: .. . . 

Das Anleg~n der Festhaltekette ist keine Fes·selung. 

3 Mehrere Personen sowie Personen Verschledenen . , X 
· Geschlechts solleh möglichst nicht zusammenge- · 
. schlcJssen werden:· .. . . . . . . ·· (c_, 

4 Widerstand im Sinne der Nummer 2 leistet, wer sich· 
einer polizeilichen Anordnun·g aktiv widersetzt; pas
sives Verhalten (z.B. Stehenbleibet:i, Sitzenbleiben) 
reicht hierfür nicht aus. · - ·-- __ ~ --~- • - · 

Allgemeine Vorschriften für den Schusswaffenge
brauch 

Zu§ 257 

1 Zu Absatz 1 · 

1.1 Der Schusswaffengebrauch ist die schwerwie
gendste Maßnahme des unmittelbaren Zwangs. 

Er ·s~tzt eine sorgffütige Prüfung der' Notwendigkeit 
und Verhältnismäßigkeit voraus. · 

Bestehen rechtliche .oder tatsächliche Zweifel; ob 
_die Voraussetzungen· für den_ Schusswaffenge-
brauch vorliegen, ist von der Schusswaffe kein Ge- - · - -·---- -
brauch zu machen. Die Dienststellen der Polizei 
-haben für alle Beamtinnen und Beamten des Poli-
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zeivollzugsdienstes in regelmäßigen Abständen 
Übungen durchzuführen; diese sind mindestens ein
mal jährlich eingehend über die den Schusswaffen

. gebrauch regelnden Bestimmungen zu unterrichten. 

· Jeder Schusswaffengebrauch_ gegen Personen ist 
dem Lagezentrum. de_s Innenministeriums unver- · 

· züglich als wichtiges Ereignis (WE-Meldung) zu mel
den. 

i .2 Besteht bei einem Schusswaffengebrauch gegen 
Sachen erkennbar die Wc\hrscheinlichkeit, dass 
Personen verletzt werden, so ist dieser nur unter de(! 
Voraussetzungen des Schusswaffengebrauchs ge
gen Personen zulässig. 

1 .3 Diese Wahrscheinlichkeit besteht in der Reg~! 
. beim Schusswaffengebrauch gegen fahrende Kraft-

• 1 fahrzeuge, mit Ausnahme, wenn sich das Kraftfahra . 
. (' . . . 
(✓\;--- zeug gerade langsam in Bewegung setzt. 
,_''.:.i • ' 

Deshalb darf auf e_in fahrendes Kraftfahrzeug nur 
unter den Vora.ussetzungen ·des SchusswE).ffenge-.- . 
.brauchs gegen P~·rsonen geschossen werden;_ die
se müssen h(nsichtlich jeder im· Fahrzeug befindli
chen Person vorli_egen, es sei denn, dass ein Fall 

. des Absatzes 2 Satz 2 vorliegt. · · 

Beim Schusswaffengebrauch gegen ein Kraftfahr
. zeug ist anzustreben, es fahruntai.Jglich· zu machen, 
weil hierdurch in .der Regel der Zweck der Maßnah
me erreicht werden kann. · 

. . . 

Da~er ist grundsätzlich- auf Bereifung, Motor oder 
Kühler- zu zielen, 

. Vöm·Schusswaffengebrauch ist abZUS?he~, wenn 
das-Kraftfahrzeug· erkennbar explosive oder ähnlich 
gefährliche Güter befördert oder nach seiner Ke'nn
zeichnung zur Beförderung solcher Guter bestimmt 
ist. Diese Einschränkung ·gilt nicht, wenn durch· die 
Weiterfahrt größere Gef9hren-zu entstehen drohe11 · 
·als durch den Schusswaffengebrauch. . 

i .4 Bei ·offenen Wasserfahrzeugen ist_ 'der Schuss
. waffengebrauch unter Beachtung der Regelung in· 
. Nummer. 1.3 zu § 257 nur auf die Antriebsanlage 
oder_ die Ruderanlage zu richte~. , 

Sind offene Wasserfahrzeuge mit einem Innenbord-
. rnotor ausgerüstet, soll der Schussvvaffengebrauch 
nicht auf die Antriebsi:l.nlage gerichtet werden. 

Bei geschlossenen Wasserfahrzeugen ist vorher zu 
prQfen, ob ein Schusswaffengebrauch zu dem be
absichtigten Erfolg führt. . . 

1 .5 Der Schussw~ffengebrauch gegen ein Luftfahr
zeug ist nur zulässig, um den Start zu verhindern. 
Bei einem Flugzeug· ist nach Möglichkeit die Berei
fung zu beschädigen. · · 

· ~-~ · 1 .6 ·Der Schusswaffengebrauch gegen Tiere ist ;;:u
. lässig, wenn von ihnen eine erhebliche Gefahr aus

geht und •diese nicht auf andere Weise beseitigt 

werden kann. Der Schusswaffengebrauch gegen· 
Tiere kann sich 

- als Ersatzvornahme(§ 238 LVwG) oder 

~ als unmittelbarer Zwang(~ 239 LVwG)_ 

darstellen. 

· Der Einsatz der Schusswaffen zum Töten kranker 
oder verletzter Tiere oder zum Töten von aus ihrem 
natürlichen Ve'rhalten 'heraus gefährlichen Tieren 
(wildernde Hunde, Tollwutverdacht, sonstige ag-, 
gressive, ausgebrochene Tiere) ·ist .iri ·der Regel 
Ersatzvornahme. In vielen dieser Fälle·sind spezial
gesetzliche Regelungen zu handli.mgspflichtigen 
Verantwortlichen vorhanden, für die-im Falle ihrer 
Abwesenheit die ·Polizei handelt. Dann können auch 
private Jagdwaffen ·mit ~ntsprechender. Munition 
eingesetzt werden, die unter Umständen ein wirksa-

. · meres und tiergerechteres Eingreifen _ermöglict')en. 

Das Töten gegen die Polizei eingesetzter H~nde zur 
Verhinderung polizeilicher Maßnahmen (z.8.:-Fest- · 
nahme) ist dagegen zq behandeln-·wie wnmittelbarer 
Zwang gegen Sachen. . 

Verletzte oder krankeTiere, von d~neri keine Gefahr 
- für Menschen acisgehf, dürfen nur getötet wetdeh, 

wenn zu befürchten ist, dass sie unter Qualen ver
enden würden und auch keine anderen Personen 
(Eigentümer oder Tierha)tefi Tierärzte.oder Jagd
ausübungsberechtigter pp.) kurzfristig helfen kön
nen. Falis diese Personen polizeilichen Schusswaf
fengebrauch erbitten, ist nach pflichtgemii.ßem Er
messi:Jn zu entscheideri. Es ist dann unter Beach
tung des§ 246 Satz.2 LVwG zu verfahren . 

2 Zu Absatz 2 

2.1 Unbeteiligte im Sinne dieser Vorschrift sind Per~ 
· sonen, die an der Handlung, gegen die .sich . die 
polizeiliche Maßnahme richtet, nicht mitwirken. E_ine · 
Mi.twirkung kann 13-uch .darin -liegen, dass die Hand
lung durch Worte oder durch schlüsslges Verhalten 
gebiliigt oder unterstützt wird . 

Die Geisel in der Hand der Geiselnehmerin oder cies 
Geiselhehmers; die sich regelmäßig in einer gegen
wärtigen Lebensgefahr befindet, istim Sinne dieser 
Vorschrift unbeteiligt. 

2.2 . Die V~rscihritt findet ~u~h Anwendung für den 
. Schusswaffengebrauch gegen Personen ·in einer 
Mens'chenmenge. · · ·· 

Im Falle der Anwendung deJ ·Ausoahmevorschrift 
des Satzes 2 ist wegen der zu erwartenden schwer
wiegenden Folgen die Verhältnist11äßigkeit. der 
Maßnahme bes<;>nders sorgfältig zu prüfen. · 

3 Zu Absatz 3· • 

.3.1 Bestehen Zweifel, ob jemand noch im Kind?s
a!ter ist, so ist davon auszugehen, dass es sich um 
ein Kind handelt. Ist bekannt, dass es· sich um ein 
Kind handelt,· d<;l.rf von der Schusswaffe kein Ge-



766 Amtsblatt fü: Schleswig-Holstein 2000 Nr. 52 

brauch gemacht werden. Fälle der Notwehr und des 
Notstandes bleiben unberührt; Nummer 2 zu § 250 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

Zu§ 258 

1 Zu Absatz 1 

1.1 Sollen Schusswaffen gebraucht werden, um eine 
Person angriffs- oderfluchtunfähig zu machen, ist in 
besonderer Weise zu prüfen: inwieweit die beab
sichtigte Maßnahme geeignet, erforderlich und unter 
Abwägung der zu schützenden Rechtsgüter und der 
zu erwartenden Rechtsgüterbeeinträchtigun-gen 
verhältnismäßig ist. · 

1 2-:Um-angriffs--oder-fltichtt;mfähig-zu-rnachen;-·ist, 
wenn die Umstände es zulassen,· auf die Beine zu 
zielen, vor.allem bei Fliehenden. 

. - '· . 

1.3 , Es. darf nicht mit dem Ziel geschossen werden zu· 
· töt~n. Der Begriff „angriffsunfähig machen" beinhal~ 
· tet 'jedoch keine Garantie für ein Ein Straftäter, einen 
gegen ihn gerichteten Schusswa_ffengebrauch zu 
überleben'. . . . . . 

Eine Polizeivollzugsbeamtin oder eir:i Poliz.eivoll~ 
zug$beamter, c:.iie oder der unter Beachtung. aller 
Sorgfaltspflfchteh mit der Zieltetzung schießt, durch 
Angriffsunfähigkeit z.B. einer G!3iselnehrrierin oder 
eines Geisehiehlilers die Geiser zu retten und dabei 
die Straftäterin oder den · Straftäter tötet, ·handelt 
rechtmäßig. · ' 

Die Sorgfalt muss darauf gerichtet sein, den Tod der 
Angreiferin öder des. Angreifers oder- einer- anderen 
Person, wenn mögli~h, · zu vermeiden Lind nieman
den mehr zu verletzen, als unumgänglich ist, um die 

• Angreiferin oder d_en Angreifer angriffsur'lfähig zu 
machen.' 

2 Zu Absatz 2 

· 2.0 Soweit es für den Schusswaffengebrauch nach 
§ 258 Abs .. 2 darauf ankommt; ob eine rechtswidrige 
Tat ein Verbrechen oder ein Verge.hen darstellt, 
richtet sich dies gemäß§ 12 StGB nach der für die 
Straft:atangedrohten Mindeststrafe. 

,• 

Hierbei ist nur der Regelstrafrahmen maßgebend .. 

Schärfungen und Milderungen nach dem allgemei
nen Teil des StGB (z.B. bei Versuch, Beihilfe, ver
minderter· Schuld_fähigkeit) oder für besonc;lers . 
schwere oder minder schwere Fälle- bleiben außer 
Betracht. 

2.1 Für die Beurteilung, ob im Sinne von Nummer 1 
eine gegenwärtige Gefahr für Leib oder Leben vor
liegt, ist entsd1eidend, wie die Polizeibeamtin oder 
der Polizeibeamte die· Situation unter Berücksichti-

. gung aller ihr oder.ihm zu diesem Zeitpunkt gegebe
nen ErkenntnismögHchkeiten einschätzt. 

Trotz der Notwendigkeit, schnell zu handeln, ist bei 
der Beurteilung besonders sorgfältig vorzugehen. 

2.2 Die zll verhindernde rechtswidrige Tat im Sinne 
der Nummer 2 muss unmittelbar bevorstehen. 

. Insoweit genügt das bloße _Bestehen einer' Gefahr 
im Einzelfall nicht. 

Die Verhinderung der Fortsetzung bedeutet insbe- · 
sondere die Verhinderung weiterer1 Tathandlurigen 
oder bei Dauerdelikten die Beendigung des strafba~ 
ren Zustandes. 

Die Handlung muss sich den Umständen nach als 
ein Verbrechen oder als ein Vergehen der genann-
ten A~ darstellen_. - · · 

Es kommt also darauf.an, wie die Einsatzkräfte ·die 
Situation unter Berücksichtigung aller im. Augenblick 
gegebenen Erkenntnismöglichkeiten beurteHen. · 

Sie haben .hierbei '-, auch wenn die Notwendigkeit 
zum ischnellen Handeln gegeben ist - besonders 
sorgfältig .vorzugehen .. 

Bestehen Bedenken in tatsächlicher oder. rechtlicher 
Hinsicht, so ist von der Schu$swaffe kein Gebrauch 
zu mach.en. 

. 2.3 Ein_e Person ist im Sinhe der Nummer 3 eines 
Verbrechens oder eines Vergehens der genannten· 
Art ddngend verdächtig, wenn aufgrund bestimmter 
Tatsachen die Wahrscheinlich~eit groß ist, dass die 

: Person Täter oder Teilnehmer einer rechtswidrigen 
Tat ist. ,,,:c 

2.4 _Im Falle des Absatzes 2 Nr. 3 Buchstabe b müs
. s~n Tatsachen bekannt sein, die die' Annahme 

rechtfertigen, da.ss die Person von einer Schusswaf
fe oder einem E;:xplosionsmittel Gebrauch maqhen 
werde. Vermutu~gen c1lleine reichen nicht aus. 

2.5 Der Begriff ,,zur VerE:Jitelung der Flucht'' in Num-
mer 4 setzt einen Fluchtversuch voraus. · 

2.6, Eine Person befindet sich· im Sinne der Num
rnern-.4 und 5 im amtlichen Gewahrsam, wenn sie
aufgrund amtlicher Anordnung gegen ihren. Willen 
festgehalten wird._ Die Person braucht noch nicht 
eing!3schlossen iu sein, sie muss jedoch an ihrer 
Bewegungsfreiheit gehindert se/n.----- ----.-0

-:- -
0

• 

Im Sinne der Nummer 4 handelt es sich um Perso
nen, die •sich aufgrund einer. richterlichen Entschei
dung oder aufgrund· eines dringenden Tatverdach
tes im amtlichen Gewahrsam befinden. Im Falle des 
Absatzes 2 Nr. 4 Buchstabe b m(lssen tatsächliche 
Anhaltspunkte bekannt sein, die die Annahme recht~ 
fertigen, dass die Person von .einer Schusswaffe 
oder einem· Explosionsmittel Gebrauch ·machen 

. wird. Vermutungen allein·.reichen nicht aus. 

Beim amtlichen Gewahrsam im Sinne der Num
me.r 5 handelt es sich um eine freiheitsentziehende 
Maßname gemäß Artikel 2 Abs, _2,_ § 194 .. hJ::is_, 2 0G: 
(z.B.: lngewahrsamnahme gemäß§ 204 LVwG, vor-

Jäufige Festnahme durch Amtsträger gemäß § 127 
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StPO oder das Festhalten zur Identitätsfeststellung 
gemäß § 163 b StPO). 

2.7 ~ewalt im-Sinne der Nummer 5 ist der physisch 
vermittelte Zwang zur Überwindung eines geleiste
ten oder erwarteten Widerstandes. 

3 Zu Absatz 3 

Spezie_lle Regelungen anderer Gesetze sind zu be
achten. Außer in den in Absatz 3 genannten Fällen 
dürfen Sch_usswaffen zur Vereitelung einer Flucht 
oder zur Ergreifung einer Person insbesondere beim 
Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs" oder 
ErzwingLingshaft nicht gebraucht werden. Das gilt 
nicht, wenn Strafarrest oder Ordnungs-, Sicherungs-,_ 
Zwangs- oder Erzwingungshaft in Un.terbrechung 
einer Untersuchungshaft; einer Strafhaft oder einer 
.Unterbringung im Vollzuge_ einer freiheitsentziehen
den Maßregel der Besserung· und Sicherung vollzo-

. gen wird(§ WS Abs. 3 S_tVollzG). 

Zu§ 259 

1 .1 Zu Absatz 1 Satz i 

1.1.1 Vor unmittelbarem Zwang gegenPersonen darf . 
nur gf3warnt werden, wenn auch die Voraussetzuri- . 
gen für die Anwendung unmittelbaren Zwangs ge-

·_ geben sind. · • 

Oie Warnung ergeht unabhängig von der nach § 236 
l VwG vorgeschriebenen Androhung eines Zwangs
mittels. Sie hat grundsätzlich in~besondere auch . 
dann zu erfolgen, wenn . eine Androhung des . 

· Zwangsmittels nach § 236 Abs. 1 Satz 2 · L VwG 
entfallen.kann. Dies gilt nicht für Eilfälle im Sinne von 

.§ 259 Abs. 1 Satz 2. , . 

1.i .2 Die Warnung, die grundsätzlich· in jeder Form 
erfolgen kann; mt,tss unmissverständlich sein.· . 

' ' . '' 

1.1.3 Zwischen der Warnung . vor der Zwangs-
maßnahme und ihrer Anwendung soll eine den Um
ständen nach angemessene Zeitspanne liegen. 

1 .2 Zu Absatz 1 Satz 2 

1.2.1 Vor dem Schusswaffengebrauch wird in der 
Regel mündlich.durch den vernehmlichen Ruf: 

,,Polizei! Keine Bewegung - oder ich schieße!" 
oder·· · 

· vor allem gegenüber Fliehenden: 
. ,,Polizei! Halt.:... oder ich schieße!" 

oder 
durch eine ähnliche Aufforderung gewarnt. 

Das Wort „Polizei" kann im Aufruf unterbleiben, · 
wenn ohne weiteres erkennbar ist, dass es sich um 
den Einsatz von F>olizeivollzugsbea.mtinnen oder 
Polizeivollzugsbeamten handelt. 

_____ ... Wen.n die.Umstände es zulassen oder wenn Zweifel 
.bestehen, ob die Person den Anruf verstanden hat, 
ist er zu wiederholen. Vor dem Schusswaffenge-

br.auch kann auch durch Lautsprecher gewarnt wer
den. 

1.2.2 Ist eine mündliche Warnung nicht möglich, weil 
z.B. die. Entfernung zu groß ist oder v;:eil aus sonsti
gen Gründen anzunehmen ist, dass der Anruf nicht. 
verstanden wird oder verstanden wörde·n ist, so 
können ein oder mehrere Warnschüsse abgegeben 
werden. , · 

i .2.3 Warnschüsse dürfen nur abgegeben werden, 
wenn die Voraussetzungen für den Schusswaffen
gebrauch selbst gegeben sind. 

Warnschüsse sind so auszuführen, dass eine Ver-· 
· letzuhg anderer Personen ausgeschlossen ist; in der 

Reg(31 sind sie steil in die Luft zu richten, 

1.2.4 Der Alarmschuss (Signalschuss) • ist kein" 
Schusswaffengebrauch im Sinne des Gesetzes: Er 
ist nur zulässig, wenn keine Verwechselun,gsgefahr 
mit Warnschüssen oder mit Schüssen einer Rechts
brecherin oder eines Rechtsbrechers besteht, sowie 
eine Alarmierung unbedingt erforderlich und ·auf ari- . · 
dere Weise ~.icht ,möglich ist. 

.1.2.5 Personen, gegen die nach Begründung des 
amtlichen Gewahrsams unter den in § 258 Abs. 2 
Nr. 3 und 4 genannten Voraussetzungen· von der 
Schusswaffe .Gebrauch gemacht werden darf, sind 
über einen möglichen Schusswaffengebrauch .bei 
Fluchtyersuch:eh zu b~lehren. 

Um ei~en Schusswaffengebrauch·zu ven:neid,en, ist . 
. auf eine sorgfältige Sicherung dieser: person/en zu 
achten._ Das gilt vor allem bei Transporten. 

Die Belehrung ersetzt nicht die Warnung vor dem 
Schusswaffengebrauch im Einzelfall. 

2 Zu .Absatz 3 

Die Warnung· hat grundsätzlich durch-Lautsprecher 
zu ·erfolgen. Standort, Art und Leistungsfähigkeit des 

· Lautspreche_rs sowie die Verstärkeranlage sollen 
dokumentiert werden. 

Der. Warnung soll durch Warnschüsse oder auf an
dere· ·unmissverständliche Weise Nachdruck mit 
dem Ziel verliehen werden, letztliQh den ~chusswaf
fengebrauch auf Personen in der Menschenmenge 
zu vermeiden. · 

ilL . 
Schlussvorschriften . . . -

1 Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 
3. Dezember 2000 in Kraft. · , 

2. Die Allgemeine Verwalturigsvorschrift über die An
wendung unmittelbaren Zwange·s vom i 5. Au
gust 1995 (Amtsbl. Schl.-H·. S. 558)*) wird aufgeho
ben. 
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